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Ergebnispapier: Praxischeck 
Lebensmittelhandwerk  

Kurzübersicht 

• Was ist ein Praxischeck? Mit Hilfe der Praxischecks untersucht die Bundesregierung 

gemeinsam mit Praktikerinnen und Praktikern (z. B. Unternehmens- und 

Behördenmitarbeitenden) die Praxistauglichkeit von Regelungen und deren Vollzug. 

Zentral dabei ist der direkte Dialog mit Betroffenen in Workshops. Ziel ist, unnötige 

Bürokratie zu identifizieren und abzubauen. 

• Worum ging es bei diesem Praxischeck? Identifizierung bürokratischer Belastungen, 

die die täglichen Abläufe im Lebensmittelhandwerk erschweren, und Herausarbeiten 

entsprechender Lösungsansätze. Im Gegensatz zu Praxischecks, die einen konkreten 

Prozess untersuchen, wurde hier ein branchenspezifischer Ansatz gewählt und 

verschiedene Themenbereiche betrachtet. Im Lebensmittelhandwerk ist es die Vielzahl 

der Vorgaben bzw. die „Summe der Kleinigkeiten“, die die personellen Ressourcen der 

häufig familiengeführten Unternehmen überproportional stark belastet.  

• Wer hat den Check organisiert? Das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Klimaschutz (BMWK), das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL) und das Sächsische Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und 

Klimaschutz (SMWA) in Kooperation mit dem Zentralverband des Deutschen 

Handwerks (ZDH). 

• Was wurde gemacht? Am 27. August 2024 wurde ein Workshop in Dresden 

durchgeführt. Dabei wurden bürokratische Belastungen und mögliche Lösungsansätze 

anhand konkreter Praxisbeispiele in folgenden drei Themenbereichen diskutiert: 1) 

Dokumentations-, Nachweis-, Berichts- und Meldepflichten; 2) 

Kennzeichnungspflichten; 3) Genehmigungspflichten sowie weitere Vorgaben und 

Standards. Diskussionsleitend waren dabei folgende Fragen:  

o Worin besteht das konkrete Problem in der Praxis?  

o Wie werden diese Pflichten kontrolliert?  

o Wie könnte das verfolgte (politische) Ziel der Vorgaben/Pflichten bürokratieärmer 

umgesetzt werden?  

• Wer hat teilgenommen? Teilgenommen haben 12 Vertreterinnen und Vertreter des 

Lebensmittelhandwerks (je vier Konditoren, Bäcker, Fleischer) sowie 9 Vertreterinnen 

und Vertreter sächsischer Vollzugsbehörden (Lebensmittelüberwachung und 

Veterinäramt, Straßen- und Tiefbauamt, Biostoffe und Gefahrgut, Geschäftsbereich 

Arbeit, Soziales, Gesundheit und Wohnen). Darüber hinaus waren BMWK, BMEL, 

SMWA und ZDH vertreten.  
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• Was kam heraus? Auf Grundlage der Diskussion der Workshop-Teilnehmenden 

konnten 26 konkrete Vorschläge zur Entlastung des Lebensmittelhandwerks 

identifiziert werden. Deutlich wurde, dass die schiere Anzahl an Vorgaben und 

Pflichten die Einhaltung erschwert. Das führt u.a. dazu, dass sich junge Menschen 

gegen die Selbständigkeit entscheiden, aus Sorge die bürokratischen Anforderungen 

nicht erfüllen zu können.    

• Wie geht es weiter? Die im Praxischeck identifizierten Entlastungsmaßnahmen 

werden im Anschluss auf ihre Umsetzbarkeit geprüft. Auf Grundlage der Bewertung 

der jeweils zuständigen Stellen, wird im politischen Prozess eine Entscheidung über das 

weitere Vorgehen getroffen.   

• Gab es themenübergreifende Erkenntnisse? 

• Grundsätzlich wird eine stärkere Berücksichtigung der Unterschiede zwischen 

handwerklichen und industriellen Prozessen bei der Erarbeitung von Regelungen 

gefordert, d.h. keine pauschale Übertragung von Normen, die für die Industrie 

erdacht wurden, auf das Handwerk (bzw. stärkere Berücksichtigung der 

Unternehmensgröße).  

• Sinn und Zweck der Regelungen werden von den Unternehmen kaum in Frage 

gestellt, sondern lediglich die praxisferne Ausgestaltung sowie damit einhergehende 

Dokumentationspflichten. Es sollte stärker auf die Eigenverantwortung der 

Unternehmen gesetzt werden, d.h. Kontrolle nicht über Berichts- und 

Dokumentationspflichten, sondern mehr Stichprobenkontrollen mit klaren 

Sanktionen bei Verstößen. Es werden alle – auch die vielen rechtskonform 

handelnden Betriebe – mit aufwändigen Dokumentationspflichten belastet, deren 

Nichteinhaltung unabhängig davon sanktioniert werden kann, ob in der Sache im 

Betrieb ordnungsgemäße Zustände herrschen. Die Überprüfung des tatsächlich 

ordnungsgemäßen Zustands als eigentlichem Zweck der gesetzlichen Vorgabe kann 

dabei in den Hintergrund rücken. Dokumentationspflichten dürfen kein 

Selbstzweck sein, sondern sollten nur dann zum Einsatz kommen, wenn sie ein 

effizientes Mittel zur Erreichung des angestrebten Zwecks darstellen; ggf. könnten 

Dokumentationspflichten in bestimmten Bereichen abgestuft nur solchen 

Betrieben auferlegt werden, bei denen vorher Verstöße festgestellt wurden. Hier ist 

ein Umdenken erforderlich.  

• Gesetze sollten verständlich kommuniziert werden. Es darf nicht sein, dass externe 

Dritte benötigt werden, um Regelungen zu verstehen bzw. deren Einhaltung zu 

gewährleisten. Dabei muss auch der Adressatenkreis berücksichtigt werden 

(„Handwerker sind keine Juristen“). Relevante Informationen sollten nach 

Möglichkeit auf 1-2 Seiten in leicht verständlicher Sprache zur Verfügung gestellt 

werden; wünschenswert wären praxistaugliche Handlungsanleitungen oder 

Checklisten.  

• Stärkere Einbindung des Vollzugs bereits bei Erstellung von Regelungsentwürfen 

stellt sicher, dass Vorgaben vom Vollzug auch praxistauglich umgesetzt werden 

können. Für Bundesgesetze sollten die Länder daher dafür Sorge tragen, dass die 

vollziehenden Behörden bei der Länderanhörung einbezogen werden. 

• Gefordert wurde eine grundsätzliche Diskussion über die Notwendigkeit und 

Anwendung von Auslegungsspielräumen. Bei unterschiedlicher Auslegung von 

Spielräumen sollte ein Konfliktmanagement in Form der Einrichtung von 

Schiedsstellen betrieben werden. 
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Ergebnisse  

Nachfolgend werden die im Workshop diskutierten bürokratischen Hemmnisse und 

Lösungsansätze entsprechend der jeweiligen Zuständigkeiten (Bund, Land, Vollzug, EU, 

externe Dritte) dargestellt. Die Ergebnisse bilden die Diskussion aus dem Praxisworkshop 

ab. Sie geben nicht die Positionen der beteiligten Ministerien wieder. Vorgenommene 

fachliche Korrekturen wurden als „fachlicher Hinweis“ gekennzeichnet.  

a) Maßnahmenvorschläge auf Bundesebene 

1. Vorschlag: Fleischerhandwerk aus der 
Schwerpunktbranche Fleischwirtschaft im 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz ausnehmen 

Zuständigkeit: 
Bund (BMF) 

Erläuterung: Auch die „klassischen“ Fleischerhandwerksbetriebe unterliegen 
durch die Einstufung der gesamten Fleischwirtschaft als 
Schwarzarbeitsschwerpunktbranche zusätzlichen bürokratischen 
Verpflichtungen. So gilt etwa eine verschärfte Sofortmeldepflicht von 
Beschäftigungsverhältnissen bereits bei deren Aufnahme, auch wenn z.B. noch 
nicht über die Beschäftigung über die Probezeit hinaus entschieden wurde (§ 28a 
Abs. 4 SGB IV). Auch gelten die Pflichten zur Aufzeichnung der Arbeitszeit nach 
§ 17 MiLoG sowie eine Mitführungs- und Vorlagepflicht von Ausweispapieren 
nach §2a Abs. 1 SchwarzArbG. Eine Unterscheidung zwischen industriell 
betriebenen Unternehmen der Fleischwirtschaft und 
Fleischerhandwerksbetrieben findet insoweit nicht statt. 

 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Fleischerhandwerk nicht länger als 
Schwarzarbeitsschwerpunktbranche mit den damit verbundenen bürokratischen 
Zusatzbelastungen nach § 2a SchwarzArbG/§ 17 MiLoG/§ 28a Abs. 4 SGB IV 
einstufen. 
 

 

2. Vorschlag: Verhältnismäßigkeit von Kontrollen nach 
SchwarzArbG im gesamten Lebensmittelhandwerk 
stärker berücksichtigen 

Zuständigkeit: 
Bund (BMF) 

Erläuterung: Aus mehreren Zweigen des Lebensmittelhandwerks wurden 
Kontrollmaßnahmen durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der 
Zollverwaltung bei der Schwarzarbeitsbekämpfung beschrieben, bei denen 
während der (Haupt-) Geschäftszeiten auch für die Kundschaft gut sichtbar 
Ermittlungspersonal präsent war, was die Gefahr einer „Rufschädigung“ mit sich 
bringe, da die Kundschaft auch bei im Ergebnis anstandsloser Kontrolle den 
Eindruck gewinnen könne, dass der Betrieb kriminell gehandelt habe. Zudem sei 
der Betrieb für die Dauer der Kontrolle (Fallschilderung: 2 Stunden in sehr gut 
besuchter Vorweihnachtszeit) stark eingeschränkt. 

 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop:  
- Stärker risikobasierten Ansatz bei Kontrollen anwenden.  
- Soweit möglich, Auswirkungen von Kontrollmaßnahmen auf Arbeitsfähigkeit 
des Betriebs und mögliche Stigmatisierungswirkungen minimieren. 
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3.  Vorschlag: Anforderungen bei TSE-Umstellungen 
praxistauglich gestalten 

Zuständigkeit: 
Bund (BMF) 

Erläuterung: Zu Kontrollzwecken ist durch den Gesetzgeber eine Pflicht zum 
Einsatz Technischer Sicherheitseinrichtungen (TSE) in Kassensystemen in 
Verbindung mit der Belegausgabepflicht vorgeschrieben. Die Zertifizierung der 
TSE ist dabei auf wenige Jahre beschränkt und nach Ablauf oder Rücknahme der 
Zertifizierung darf das Gerät – sofern keine Neuzertifizierung erfolgt – nicht 
weiterverwendet werden. Häufig erforderliche Umstellungen bei TSE sind 
aufwändig und erzeugen Kosten für die Betriebe; darüber hinaus wird die 
fehlende Nachhaltigkeit häufiger Auswechslungen von Geräten kritisiert. 
Außerdem wurde beklagt, dass bei Einführung neuer TSE-Standards 
Zuwiderhandlungen schneller sanktioniert wurden, als dass die Einführung 
tatsächlich umsetzbar war. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop:  
Längere Gültigkeitsdauer für TSE-Zertifizierungen und/oder längere, 
praxistaugliche Übergangsfristen bei der TSE-Umstellung; Prüfung, ob TSE-
Pflicht und Belegausgabe zu einem signifikanten Rückgang der 
Kassenmanipulationen geführt haben. 
  

 
4.  Vorschlag: Einheitliche Definition der Mehrwertsteuer-

Reduzierung 
Zuständigkeit: 
Bund (BMF) 

Erläuterung: Das Lebensmittelhandwerk beklagt die Unklarheiten bei der 
Bestimmung des entsprechenden Umsatzsteuersatzes für die Abgabe von Speisen 
und Getränken, sei es beim Verkauf über die Ladentheke, in einem Café oder 
Imbiss, bei Verpflegungsleistungen (Schulen, Kindertagesstätten, 
Krankenha ̈usern, Kantinen oder ähnlichen Einrichtungen) sowie bei den 
Leistungen von Partyservices und Mahlzeitendienstes. Für ein und dasselbe 
Produkt muss in jedem Einzelfall entschieden werden, ob es sich bei der Leistung 
um eine dem ermäßigten Umsatzsteuersatz (7 %) unterliegende Lieferung oder 
eine dem allgemeinen Umsatzsteuersatz (19 %) unterliegende sonstige Leistung 
handelt.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop:  
Einheitliche und praxistaugliche Definition der Mehrwertsteuer-Reduzierung 
von 19% auf 7%. 
  

 

5. Vorschlag: Verzicht auf Meldung von ex ante Angaben im 
Verpackungsregister 

Zuständigkeit: 
Bund (BMUV) 

Erläuterung: Nach dem Verpackungsgesetz gilt jedes Unternehmen, das Ware 
verpackt, als Hersteller von Verpackungen. Jeder Hersteller muss sich im 
Verpackungsregister registrieren. Für Verpackungen mit 
Systembeteiligungspflichten müssen zudem detaillierte Angaben u.a. zu 
Materialart, Masse und Systembeteiligung gemacht (neben tatsächlichen Kosten 
für die Systembeteiligung) werden. Dabei müssen neben Ist-Mengen (ex post) 
auch Plan-Mengen (ex ante) angegeben werden, d.h. es muss geschätzt werden, 
wie viele Verpackungen im kommenden Jahr verbraucht werden. Anschließend 
müssen Angaben zu den tatsächlich verbrauchten Verpackungen gemacht 
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werden. Insbesondere ex ante liegen diese Informationen im 
Lebensmittelhandwerk (und wahrscheinlich auch darüber hinaus) nicht vor. Es 
gibt keine Grundlage, anhand der diese Zahlen geschätzt werden könnten. Zudem 
ist unklar, wofür diese Angabe überhaupt erforderlich ist.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Handwerkliche Betriebe können auf 
die Meldung von ex ante Angaben verzichten. Zu meldende Angaben sollten 
reduziert und vereinfacht werden.   
 

 

6. Vorschlag: Systembeteiligungspflichten gemäß 
Verpackungsgesetz beim Produzenten verankern 

Zuständigkeit: 
Bund (BMUV) 

Erläuterung: Es wird nicht die Systembeteiligung in Frage gestellt, sondern die 
praxisferne Umsetzung. Die Abgrenzung verschiedener Verpackungsarten ist 
extrem aufwändig. Ein Beispiel: Eine Verpackung, die im Laden nach 
Kundenwunsch befüllt wird, gilt als Serviceverpackung. Wird dieselbe 
Verpackung hingegen im Lager befüllt und dann im Laden zum Verkauf 
angeboten, handelt es sich um eine Verkaufsverpackung. Wird die Verpackung 
wiederum im Laden nach Kundenwunsch befüllt und dann dem Kunden 
geliefert, handelt es sich um eine Versandverpackung. Dies korrekt 
aufzuzeichnen, um die Systembeteiligungspflicht zu erfüllen (je nach 
Verpackungsart beim Produzenten oder beim Unternehmen) und entsprechende 
Datenmeldungen machen zu können, ist kaum möglich.  
Unklar ist für die Unternehmer auch, warum verpackungsrechtliche 
Systembeteiligungspflichten nicht direkt beim Produzenten ansetzen und Kosten 
in Form von Preisaufschlägen weitergegeben werden (können).  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop:  
- Systembeteiligungspflichten beim Produzenten verankern 
- Wahlmöglichkeit zwischen detaillierter Auflistung der verschiedenen 
Verpackungsarten und Zahlung eines Pauschalbetrags ermöglichen 
 

 

7. Vorschlag: Dokumentationspflichten in der 
Gewerbeabfallverordnung reduzieren/vereinfachen 

Zuständigkeit: 
Bund (BMUV) 

Erläuterung: Nach der Gewerbeabfallverordnung sind alle Erzeuger von 
Gewerbeabfällen zur getrennten Sammlung und Entsorgung ihrer Abfälle 
verpflichtet. Die Getrenntsammlung muss über Lagepläne, Lichtbilder o.ä. 
dokumentiert werden. Die getrennte Entsorgung ist zusätzlich über eine 
Erklärung der beauftragten Entsorger unter Angabe von Masse und 
beabsichtigten Verbleib des Abfalls zu dokumentieren. Die Dokumentationen 
müssen für drei Jahre aufbewahrt werden. Wenn die Dokumentation nach 
Abholung des Abfalls kontrolliert wird, ist faktisch nicht mehr überprüfbar, ob 
eine Getrenntsammlung zum dokumentierten Zeitpunkt auch tatsächlich 
stattgefunden hat. Auch diese Dokumentationspflicht ist aus Sicht des Handwerks 
– vergleichbar mit der ex post-Dokumentation der Kühltemperatur – mehr 
Selbstzweck als effektives Mittel zum Zweck, die getrennte Sammlung und damit 
auch das Recycling von Gewerbeabfällen zu verbessern. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Rechnungen der 
Entsorgungsunternehmen als Nachweis der getrennten Sammlung und 
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Entsorgung zulassen und auf weitere Dokumentationspflichten (insb. Pflicht zur 
Anfertigung von Lageplänen und Lichtbildern) verzichten. Wenn 
Entsorgungsunternehmen für verschiedene Abfallarten beauftragt werden, ist 
davon auszugehen, dass der Abfall zuvor getrennt gesammelt wurde und 
entsprechend entsorgt wird.   
 

 

8. Vorschlag: Regelmäßige, allgemeine 
Weiterbildungspflichten für Berufskraftfahrer abschaffen  

Zuständigkeit: 
Bund (BMDV) 

Erläuterung: Größere Unternehmen des Lebensmittelhandwerks liefern ihre 
selbst hergestellten Produkte in ihre Filialen und benötigen dafür häufig relativ 
viel Fahrpersonal bzw. Berufskraftfahrer. Nach dem Berufskraftfahrer-
Qualifikationsgesetz müssen Fahrer von Fahrzeugen mit mehr als 3,5 Tonnen 
regelmäßige Qualifizierungspflichten erfüllen und zwar auch dann, wenn sich an 
den Umständen ihrer Fahrtätigkeit nichts geändert hat. Die Kosten für die 
Weiterbildung trägt das Unternehmen, das darüber hinaus – um überhaupt 
Fahrpersonal zu finden – häufig bereits die Grundqualifikation finanziert hat. Das 
Beschäftigen von Fahrpersonal ohne Weiterbildungsqualifikation ist zudem 
bußgeldbewehrt.  

Die Notwendigkeit einer regelmäßigen Weiterbildungspflicht wird nicht gesehen. 
Die Vorgabe erhöht aus Sicht des Handwerks die Verkehrssicherheit nicht, da sie 
nur erforderlich ist, wenn Güter gewerblich transportiert werden. Eine 
vergleichbare Weiterbildungspflicht gibt es im privaten Bereich auch nicht – 
letztlich sind aber alle Personen mit Fahrerlaubnis auf öffentlichen Straßen 
unterwegs. In der Konsequenz greifen Unternehmen teilweise auf Fahrzeuge mit 
weniger als 3,5 Tonnen zurück.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Die regelmäßige, allgemeine 
Weiterbildungspflicht für Berufskraftfahrer sollte abgeschafft werden. Zumindest 
aber sollten die Inhalte der Weiterbildung nur für bestimmte Berufskraftfahrer-
Gruppen gelten, nicht alle fünf Module erforderlich sein bzw. Module spezifisch 
auf die verschiedenen Gruppen zugeschnitten sein.  
 

 

9. Vorschlag: Einheitliche Definition von Handwerk 
festlegen 

Zuständigkeit: 
Bund (BMWK) 

Erläuterung: Für Workshopteilnehmende ist es teilweise sehr aufwändig 
herauszufinden, ob man von bestimmten Regelungen betroffen ist. Der Wille zur 
Einhaltung von Regelungen ist sehr hoch, aber häufig ist nicht klar, ob eigener 
Betrieb von Regelungen überhaupt betroffen ist. Die Abgrenzung Handwerk / 
Industrie führt in der Praxis zu Problemen (siehe GSA Fleisch, NIS2, etc.), sofern 
nicht klare Ausnahmen für Betriebe formuliert sind, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Von der Rechtsprechung wurden zwar 
bereits Grundsätze zur Abgrenzung entwickelt, letztendlich muss aber in 
Rechtstexten die Eintragung in die Handwerksrolle zur Abgrenzung 
herangezogen werden, um den Prüfaufwand durch Handwerkskammern / 
Gerichte zu reduzieren.  
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10. Vorschlag: Arbeitsschutz/ Strahlenschutz: Messung der 
Radonkonzentration auf staatliche Stellen verlagern 

Zuständigkeit: 
Bund (BMAS) 

Erläuterung: Gemäß Strahlenschutzgesetz muss in Radonvorsorgegebieten in 
Arbeitsräumen, die im Erdgeschoss oder Keller liegen, die Radonkonzentration 
gemessen werden. Dazu muss ein entsprechendes Messgerät angeschafft werden 
und ein Jahr in den betroffenen Räumen liegen gelassen werden. Anschließend 
wird es an die zuständige Behörde geschickt, die kontrolliert wie hoch die 
tatsächliche Belastung war. Je nach Ergebnis müssen dann ggfs. Arbeitsschutz-
Maßnahmen getroffen werden. Sachsen hat als eines der wenigen Bundesländer 
entsprechende Radonvorsorgegebiete ausgewiesen. In Bundesländern, die keine 
Gebiete ausgewiesen haben, besteht diese Pflicht nicht. Kosten und Aufwand der 
Überprüfung der Strahlenkonzentration sollten nicht bei den Unternehmen 
liegen.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Messung der Radonkonzentration 
sollte seitens staatlicher Stellen erfolgen. 
 

 

11. Vorschlag: Klare Regelung zur künftigen 
Haltungskennzeichnung bei Mischprodukten festlegen 
(oder Mischprodukte ausnehmen) 

Zuständigkeit: 
Bund (BMEL)  

Erläuterung: Das Fleischerhandwerk befürchtet, dass in Zukunft eine korrekte 
Haltungskennzeichnung bei Mischprodukten schwierig sein wird. Insbesondere 
dann, wenn Fleischwaren sehr viele unterschiedliche Komponenten enthalten. 
Um sicherzugehen, nichts falsch zu machen, kann in diesen Fällen nur die 
niedrigste Haltungsform angegeben werden. Das wiederum kann u.U. den 
Kunden vom Kauf abhalten.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Mischprodukte von der (künftigen) 
Pflicht ausnehmen oder klare, praxistaugliche Regeln festlegen, wie mit 
Mischprodukten umgegangen werden soll.    
 

 

12. Vorschlag: Beibehaltung der Einstufung der Haltungsform 
in Ausnahmefällen zulassen, wie z.B. bei Tierseuchen 

Zuständigkeit: 
Bund (BMEL) 

Erläuterung: Das Fleischerhandwerk möchte regionale Betriebe unterstützen, 
jedoch ist dies teilweise sehr schwierig. Aufgrund von temporär auftretenden 
Tierseuchen (Beispiel: Afrikanische Schweinepest (ASP)) könne kein Fleisch in 
Freilandhaltung produziert werden, obwohl die Betriebe entsprechend umgebaut 
wurden. Haltungsformen ohne Freilandhaltung würden jedoch weniger 
nachgefragt. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: In temporären Ausnahmefällen, wie 
einer Tierseuche, sollte es keine Herabstufung der Haltungsform geben.   
 

Fachlicher Hinweis: Auf Fleischpackungen im Handel und Frischfleisch ist 

gegenwärtig zum Teil eine "Haltungsform" der Tiere zwischen 1 und 5 angegeben. 

Diese Angabe ist bisher freiwillig und nicht überall sind alle Haltungsstufen 
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verfügbar. Künftig muss die Tierhaltungsform bei Fleisch aus Deutschland 

verpflichtend angegeben werden. Ab August 2025 gilt das zunächst für 

Schweinefleisch. Das BMEL unterstützt Betriebe beim Umbau.  

 

Tierseuchen können für Betriebe mit Freilandhaltung jedoch ein großes Problem 

werden. Aufgrund der besonderen Haltungsform gelten schweinehaltende 

Betriebe mit Freiland- oder Auslaufhaltung als besonders risikobehaftet für einen 

Eintrag der ASP. ASP schließt eine Freilandhaltung und eine Auslaufhaltung nicht 

grundsätzlich aus. In Ausnahmefällen, wie dem Ausbruch einer Tierseuche, 

werden betroffene Tierhaltungsbetriebe fallbezogen entschädigt.   

 

Die Zuständigkeit für etwaig zu ergreifende Maßnahmen der Gefahrenabwehr im 

Veterinärbereich liegt bei den nach Landesrecht zuständigen Behörden. Nur vor 

Ort kann entschieden werden, welche Maßnahmen notwendig sind. Dennoch 

kann es zu Änderungen bei der Haltungsform kommen. 

 

 
13. Vorschlag: Anwendung der Regeln für Jäger bei der 

Eigeninbesitznahme von erlegtem Wild auch für die 
Hausschlachtungen durchführenden Fleischer 

Zuständigkeit: 
Bund (BMEL) 

Erläuterung: Bei einer Hausschlachtung muss eine amtliche Fleischuntersuchung 
erfolgen. Diese muss zuvor bei der zuständigen Behörde angemeldet werden, 
damit ein amtlicher Tierarzt diese durchführt. Dies zu gewährleisten gestaltet sich 
jedoch zunehmend schwieriger, da amtliches Personal fehlt bzw. freiberuflich 
tätige Tierärzte für diese amtliche Tätigkeit nicht mehr gewonnen werden 
können. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass Jagdausübungsberechtigte selbst erlegtes 
Großwild für den häuslichen Verbrauch ohne amtliche Fleischuntersuchung in 
Eigenbesitz nehmen können, sofern vor oder nach dem Erlegen des Wildes keine 
Merkmale festgestellt wurden, die das Fleisch als gesundheitlich bedenklich 
erscheinen lassen. Sobald bedenkliche Merkmale festgestellt werden, ist eine 
amtliche Fleischuntersuchung durchzuführen. Diese Möglichkeit bzw. Pflicht 
sollte auch den die Hausschlachtungen durchführenden Fleischern in der 
gleichen Art und Weise eingeräumt werden.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Den die Hausschlachtungen 
durchführenden Fleischern die gleiche Fachkompetenz bei der Beurteilung von 
Schlachttierkörpern zugestehen wie den Jagdausübungsberechtigten. 
 

b) Maßnahmenvorschläge auf Vollzugsebene 

14. Vorschlag: Verzicht auf Dokumentation der 
Kühltemperaturen (sofern Kühlgeräte über automatische 
Warnsignale verfügen) 

Zuständigkeit: 
Vollzug  
(ggf. Unterstützung 
durch Landes-
ministerium) 

Erläuterung: Es müssen sämtliche Kühltemperaturen erfasst und dokumentiert 
werden. Die Dokumentation soll als Nachweis dienen, dass die vorgegebene 
Temperatur eingehalten wurde. Ob die Dokumentation korrekt ist, kann jedoch 
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nur bei einer Vor-Ort-Kontrolle sinnvoll überprüft werden. Eine Kontrolle der 
Dokumentation der Kühltemperaturen der Vergangenheit bietet insoweit keinen 
Mehrwert. Insofern wäre eine Überprüfung der Kühltemperaturen bei Vor-Ort-
Kontrollen ausreichend – ohne zusätzliche Dokumentationspflicht.  
Grundsätzlich liegt die Einhaltung der Kühltemperatur im Eigeninteresse des 
Unternehmens (da die Ware andernfalls verdirbt). Die Dokumentationspflicht 
steigert damit die Einhaltung der Vorgabe nicht. Ein Warnsignal der Kühlgeräte 
erscheint ausreichend, um die regelmäßige Überprüfung der Temperatur (Ziel der 
Vorgabe) zu gewährleisten. 
Auch die Erstellung eines HACCP-Konzeptes ist im Lebensmittelhandwerk 
aufgrund des geringeren Standardisierungsgrades der Prozesse und Abläufe kaum 
möglich, wird aber häufig gefordert. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Sofern anderweitige Warnsignale 
bestehen, sollte auf die Dokumentation der Kühltemperaturen verzichtet werden. 
Zur Einhaltung von HACCP in KMU könnte eine Negativ-Dokumentation 
erfolgen, d.h. es wird kontrolliert, aber wenn alles in Ordnung ist, braucht es keine 
Dokumentation, sondern nur dann, wenn es Abweichungen gibt. 
 

 

15. Vorschlag: Doppelmeldungen bei Statistikpflichten i.R.d. 
Produktionserhebung bzgl. hergestellter Konditorei-
Produkte abschaffen  

Zuständigkeit: 
Vollzug 
(Statistische 
Landesämter) 

Erläuterung: Konditoren müssen vierteljährlich im Rahmen der 
Produktionserhebung im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und 
Gewinnung von Steinen und Erden beim Statistischen Landesamt hergestellte 
Konditorei-Produkte (süß, herzhaft) melden. Zusätzlich werden diese Angaben 
jährlich erneut abgefragt. Bei Nicht-Meldung wird ein Bußgeld verhängt. Die 
Jahresangaben können auf Basis der vierteljährlichen Meldungen von den 
Statistikämtern selbst berechnet werden. Es besteht Unverständnis darüber, 
warum das nicht geschieht.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Jährliche Angaben auf Basis 
vierteljährlicher Meldungen durch Statistikämter berechnen lassen. 
 

 

16. Vorschlag: „Verbindlicher“ Austausch unter den 
Landesuntersuchungsanstalten zur Auslegung der 
Kennzeichnungspflichten 

Zuständigkeit: 
Vollzug (ggf. 
Unterstützung 
durch Landes-
ministerium) 

Erläuterung: Unterschiedliche Auslegung der Kennzeichnungspflicht von 
Lebensmitteln in den Bundesländern (Beispiel: Eisautomaten in Bäckereien) 
stellen Sinn und Zweck der Vorgaben in Frage.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Ziel sollten einheitliche Vorgaben in 
allen Bundesländern sein, damit Handlungssicherheit besteht. Denkbar wäre ein 
verbindlicher Austausch unter den Landesuntersuchungsanstalten. Gleichzeitig 
sollte eine zentrale Beschwerdestelle für Unternehmen geschaffen werden, die 
dort unterschiedliche Auslegungen anzeigen können.   
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17. Vorschlag: Verwaltungsrechtliches Handeln 
adressatenorientiert kommunizieren 

Zuständigkeit: 
Vollzug  

Erläuterung: Die Kommunikation der Vollzugsbehörden mit dem Handwerk bei 
Kontrollen und in Bescheiden führt zu Unsicherheiten und Resignation im 
Lebensmittelhandwerk (Beispiel: Mehrseitige Bescheide, um zum Ausdruck zu 
bringen, dass der Bäcker eine Zutat mehrfach, jedoch mit unterschiedlichen 
Begrifflichkeiten, auf seinem Etikett verwendet). Es besteht im Handwerk 
Verständnis für juristisch „saubere Bescheide“, allerdings sollte insbesondere die 
Verhältnismäßigkeit gewahrt werden. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Adressatenorientierte Kommunikation 
durch Behörden und Sachverständige der Untersuchungsämter. 
 

 

18.  Vorschlag: Widersprüche zwischen Arbeitsschutz- und 
Hygienevorgaben auflösen 

Zuständigkeit: 
Vollzug 

Erläuterung: Gemäß Arbeitsschutzvorgaben wurde (in einem 
Fleischerhandwerksbetrieb) ein Fußboden mit Noppen verlegt. Die 
Hygienekontrolle jedoch fordert einen glatten Fußboden. Welche der Vorgaben 
nun nicht erfüllt werden soll, kann und sollte nicht von betroffenen 
Unternehmen entschieden werden müssen. Unternehmen müssen in der Lage 
sein, die Vorgaben widerspruchsfrei erfüllen zu können. Der Grundgedanke 
beider Vorgaben ist richtig und wichtig, aber die sehr detaillierten Vorgaben 
lassen den Unternehmen wenig Spielraum zur Einhaltung. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop:  
- Einführung ämterübergreifender Positivbescheide, um Rechtsunsicherheiten 
bei den Vollzugsbehörden aufzulösen.  
- Entlastung der Verwaltung (etwa durch Einführung von 
Genehmigungsfiktionen für unproblematische Fälle) um in Fällen 
konfligierender Anforderungen schneller entscheiden zu können.  
 

 
19.  Vorschlag: Arbeitsschutzvorgaben vereinfachen, 

Nachweispflicht über Ausbildung von Ersthelfer und 
Brandhelfer 

Zuständigkeit: 
Vollzug 

Erläuterung: Gemäß Arbeitsschutzvorgaben müssen Nachweise über Ausbildung 
von Ersthelfer und Brandschutzhelfer vorgehalten werden. Es ist jedoch nicht 
klar geregelt, wann bzw. wer in der Praxis wo sein muss. (Jede Filiale immer mit 
einem Erst- und Brandschutzhelfer? Das wäre personaltechnisch in kleineren 
Betrieben nicht leistbar).   
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Es sollte stärker auf die 
Eigenverantwortung der Unternehmen gesetzt werden, d.h. Verzicht auf Berichts- 
und Dokumentationspflichten. 
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c) Maßnahmenvorschläge auf EU-Ebene 

20. Vorschlag: Pflicht zum Betreiben von 
Energiemanagementsystemen einschränken 

Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMWK) 

Erläuterung: Unternehmen mit einem jährlichen durchschnittlichen 
Gesamtenergieverbrauch von mehr als 7,5 Gigawattstunden (GWh) sind 
verpflichtet, ein Energie- oder Umweltmanagementsystem nach ISO 50001 oder 
⁠EMAS⁠ einzurichten. Eine solche Einführung ist mit viel Aufwand und hohen 
Kosten verbunden (ca. 60.000 Euro für einen der teilnehmenden 
Bäckereibetriebe). Die Pflicht stößt auf Unverständnis, da es im eigenen Interesse 
der Unternehmen liegt, Energie so effizient wie möglich zu verwenden bzw. keine 
Energie zu verschwenden insbesondere angesichts der hohen Energiepreise. Ein 
formales System, um die Anreize zu steigern, ist nicht erforderlich. Teilweise 
werden dadurch auch besonders vorbildliche Unternehmen benachteiligt: Wenn 
bereits sehr viele Energieeffizienzmaßnahmen umgesetzt wurden, dann ist die 
Wirtschaftlichkeit weiterer Effizienzmaßnahmen häufig nicht gegeben. Der 
Mehrwert eines Energiemanagementsystems ist hier besonders fraglich.   
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Die Pflicht zur Einführung eines 
Energiemanagementsystems sollte – wenn überhaupt – auf die Industriebetriebe 
beschränkt werden, die beim Strompreis privilegiert werden. 
 

 

21. Vorschlag: Voraussetzungen für Bio-Zertifizierung auf 
Herstellung begrenzen (ohne Lagerung) 

Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMEL) 

Erläuterung: Für eine Biozertifizierung ist es notwendig, dass neben der 
Herstellung auch die Lagerung bio-zertifiziert sein muss. Es sei nicht 
nachvollziehbar, warum für die Bio-Zertifizierung von Produkten die Lagerung 
relevant ist, insbesondere wenn es sich um fertig verpackte auf Paletten gestellte 
Ware handelt. Für das Lebensmittelhandwerk, das überwiegend regional begrenzt 
tätig ist, ist die bio-zertifizierte Lagerung teilweise nur in weit entfernten Lagern 
möglich. Dies steht dem Grundgedanken der beabsichtigten Nachhaltigkeit 
entgegen.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Voraussetzungen für Bio-
Zertifizierung auf Herstellung (ohne Lagerung) begrenzen, insbesondere wenn die 
Ware bereits verpackt ist. 
 

 

22. Vorschlag: Abschaffung der Rindfleischetikettierung Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMEL) 

Erläuterung: Die Verpflichtung zur Rindfleischetikettierung wurde in Folge des 
Auftretens von BSE eingeführt. Über 20 Jahre nach der BSE-Krise und 10 Jahre 
nach dem letzten BSE-Fall gilt Deutschland inzwischen als Land mit 
vernachlässigbarem BSE-Risiko. Trotzdem besteht in Deutschland die 
Verpflichtung zur Rindfleischetikettierung weiterhin. Entsprechende Kontrollen 
führt die BLE auch in Kleinstschlachtbetrieben durch. Die Notwendigkeit dieser 
Etikettierung wird entsprechend in Frage gestellt. Vorgaben, die historisch 
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überholt sind bzw. deren Zweck nicht mehr gegeben ist, sollten grundsätzlich auf 
den Prüfstand gestellt werden. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Abschaffung des 
Rindfleischetikettierungsgesetzes (RiFlEtikettG) bzw. der damit im 
Zusammenhang stehenden zugrunde liegenden EU-Vorschriften (Verordnung 
(EG) Nr. 1760/2000. 
 

 

23. Vorschlag: Art des Verkaufs bei Kennzeichnungspflichten 
berücksichtigen  

Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMEL)  

Erläuterung: Die Erforderlichkeit der Kennzeichnungspflicht von loser und 
abgepackter Ware im Handwerk (z.B. Nährwertkennzeichnung, 
Allergenkennzeichnung) wird in Frage gestellt, da sich Verbraucherinnen und 
Verbraucher - im Gegensatz zum Lebensmitteleinzelhandel - über die 
Zusammensetzung beim fachkundigen Verkaufspersonal informieren können. 
Auch diese Pflichten stellen aus Sicht des Lebensmittelhandwerks eine 
unverhältnismäßige und nicht sachgerechte Übertragung von Anforderungen, 
die für Industrie bzw. große Unternehmen gedacht wurden, auf das 
Lebensmittelhandwerk, dar.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Die Art und Weise des Verkaufs soll 
entscheiden, ob eine Kennzeichnungspflicht erforderlich ist oder nicht.  
 

 

24. Vorschlag: Nährwertkennzeichnung und QUID-Angaben 
für handwerklich hergestellte Lebensmittel abschaffen 
oder zumindest auf Rohzustand des Produktes beziehen   

Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMEL)  

Erläuterung: Die Nährwertkennzeichnung und QUID-Angabe (Quantitative 
Ingredient Declaration – Mengenkennzeichnung von Lebensmitteln) ist im 
Bäckerhandwerk schwierig umzusetzen, da hier Berechnungen und Schätzungen 
bzgl. des Gewichtsanteils einzelner Zutaten nach der Zubereitung notwendig 
werden. Es ist schwierig, diese Mengen zu deklarieren, wenn das Produkt bereits 
gebacken ist. Beispiel: Butterkekse: Bäcker muss den Buttergehalt der Kekse im 
gebackenen Zustand berechnen. Wieviel Butter durch den Backvorgang 
entweicht, muss daher geschätzt werden.  

Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Handwerklich hergestellte 
Lebensmittel sollten von der Nährwertkennzeichnungspflicht ausgenommen 
werden. Mindestens aber sollte sich die Nährwertkennzeichnung auf den 
Rohzustand, d.h. die Anteile der Zutaten vor Zubereitung beziehen oder explizit 
Schätzungen zulassen.  
 
Fachlicher Hinweis: Die QUID-Angabe ist nur bei vorverpackten Lebensmitteln 

zu beachten und auch nur, wenn die Zutat in der Bezeichnung des Lebensmittels 

genannt ist, auf der Kennzeichnung durch Worte, Bilder oder eine graphische 

Darstellung hervorgehoben ist; oder von wesentlicher Bedeutung für die 

Charakterisierung eines Lebensmittels und nicht irreführend ist.  

Nährwertangaben können nach der Lebensmittelinformations-Verordnung 

(LMIV) mithilfe von Durchschnittswerten ermittelt werden, zudem bestehen 
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Toleranzen. Es bestehen darüber hinaus bereits nach Anhang V LMIV Ausnahmen 

für Lebensmittel, die direkt in kleinen Mengen von Erzeugnissen durch den 

Hersteller an den Endverbraucher oder an lokale Einzelhandelsgeschäfte 

abgegeben werden, die die Erzeugnisse unmittelbar an den Endverbraucher 

abgeben.  

 

 
25. Vorschlag: Freiwillige Zusatzangaben bei der 

Kennzeichnungspflicht zulassen 
Zuständigkeit: EU 
(Bund: BMEL) 

Erläuterung: Bestehende Diskrepanzen zwischen gesetzlichen 
Kennzeichnungsanforderungen und Kennzeichnungsanforderungen der 
Vorgaben der Bio-Anbauverbände erschweren die Kennzeichnung (Beispiel: 
Anbauverband Bioland gibt vor, dass der Ausmahlungsgrad beim Mehl angegeben 
wird). Die Lebensmittelinformationsverordnung (LMIV) verbietet bei der 
Zutatenverzeichnis jedoch entsprechende Zusatzinformationen.  
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Zusätzliche (freiwillige) Angaben bei 
der Kennzeichnungspflicht (Zutatenverzeichnis) sollten nicht verboten sein.  
 

 
d) Maßnahmenvorschläge in Zuständigkeit externer Dritter 

26. Vorschlag: Leitfaden zu Vorgaben der Herkunfts- und 
Haltungskennzeichnung erarbeiten 

Zuständigkeit: 
Handwerkskammer, 
Fleischerinnung  

Erläuterung: Bei der Herkunfts- und Haltungskennzeichnung von vor Ort 
verpackten Lebensmitteln besteht große Unsicherheit und eine Tendenz zur 
Überschusskennzeichnung aus Sorge, etwas falsch zu machen (Beispiel 
Fleischerei: Auch bei vor Ort verpackten Lebensmitteln (z.B. Wurstsalat), die 
kurzfristig verkauft werden sollen, werden Kennzeichen angebracht, obwohl dies 
nach geltendem Recht nicht notwendig wäre.) Hier wurden im Laufe des 
Praxisworkshops die größten Fehlerquellen / Unsicherheiten festgestellt. Ziel 
müssen verständliche Vorgaben sein, die praktikabel für das Handwerk 
umsetzbar sind und Verbraucherinnen und Verbraucher gut informieren. 
 
Lösungsansatz aus dem Praxisworkshop: Verständlicher Leitfaden der Innung, 
wie Vorgaben umzusetzen sind, um die durch Unsicherheit entstehende 
Übererfüllung zu reduzieren. Handwerkskammer und Fleischerinnung machen 
einen Vorschlag, wie ein korrekter und gut verständlicher Leitfaden ausgestaltet 
werden könnte. Impulsgeber müsste aber die Handwerkskammer/ 
Fleischerinnung sein. Allgemein: Berücksichtigung einer praktikablen 
Umsetzbarkeit von Vorgaben bei der Erarbeitung neuer Vorschriften. 
 

 

 


